
Bund und Kantone sind verfassungsrechtlich 
verpflichtet (Art. 61a Abs. 1 und 2 Bundesver-
fassung), gemeinsam im Rahmen ihrer jewei-
ligen Zuständigkeiten für eine hohe Qualität 
und Durchlässigkeit des Bildungsraumes 
Schweiz zu sorgen. Das von Bund und Kanto-
nen gemeinsam initiierte und geführte Bil-
dungsmonitoring Schweiz ist ein wichtiges 
Instrument, um diesem Auftrag nachzukom-
men. Das Bildungsmonitoring wird dabei als 
Prozess verstanden mit dem Ziel der systema-
tischen, wissenschaftlich gestützten und auf 
Dauer angelegten Beschaffung, Aufbereitung 
und Auswertung von Informationen über das 
schweizerische Bildungssystem und dessen 
Umfeld. Der nun vorliegende erste nationale 
Bildungsbericht Schweiz 2010 der SKBF ist 
ein wichtiger Bestandteil dieses Prozesses.

Nach dem Pilotbericht «Bildungsbericht 
Schweiz 2006» liegt nun der erste schweizeri-



sche Bildungsbericht vor. Am generellen Auf-
bau des Berichtes nach Bildungsstufen und 
-typen wurde festgehalten, welche anhand der 
drei Kriterien Effektivität, Effizienz und Equity 
(dazu Kasten) beurteilt werden. Dieser Aufbau 
hat für die Leserin und den Leser den Vorteil, 
dass sie Informationen zu einem Bildungstyp 
nicht verstreut über den ganzen Bericht su-
chen müssen, sondern ein möglichst kompak-
tes Bild zu den jeweiligen Bildungstypen er-
halten. In diesem Artikel sollen die drei Krite-
rien jeweils mittels eines Beispiels aus dem 
Bildungsbericht verdeutlicht werden: Das Kri-
terium Effektivität wird anhand des Erfolgs 
der Hochschulabsolventen und -absolventin-
nen auf dem Arbeitsmarkt, das Kriterium Effi-
zienz anhand der Übertrittsquoten aus der 
Berufsbildung in die Fachhochschulen und 
das Kriterium Equity in der Weiterbildung un-
tersucht. Der Aufbau nach Bildungsstufen und 
-typen bringt aber neben diesen Vorteilen 
auch mehrere Nachteile mit sich: Erstens gibt 
es wichtige Informationen, die nicht nur ei-
nen Bildungstyp, sondern gleich mehrere be-
treffen und deshalb in einer vergleichenden 
Form an einem Ort dargestellt werden sollten. 
Aus diesem Grund gibt es zu den drei ersten 
Bildungsstufen (Volksschule, Sekundarstufe II 
und Tertiärstufe) jeweils ein einleitendes Kapi-
tel, das einführende und vergleichende Infor-
mationen zur ganzen folgenden Bildungsstufe 
enthält. In diesem Artikel wird ein Beispiel aus 
der Tertiärstufe vorgestellt, das den Bildungs-
stand der Bevölkerung untersucht. Zweitens 
verhindert der Aufbau nach Bildungstypen die 
Darstellung von Bildungswirkungen, welche 
in der Regel nicht von der Bildung auf einer 
bestimmten Stufe, sondern von der kumulier-
ten Bildung über die ganze Bildungskarriere 
einer Person abhängen. Um diesen zu Recht 
beklagten Nachteil zu beheben, wurde neu ein 
Kapitel in den Bildungsbericht eingefügt, das 
sich mit den kumulativen Effekten von Bil-
dung beschäftigt. Es geht hier also vornehm-
lich um Wirkungen von Bildung auf andere 
Tatbestände (bspw. fiskalische Bildungsrendi-
te), die sogenannten Outcomes von Bildung.



Die Investition in eine Ausbildung auf Hoch-
schulstufe tätigt einerseits der oder die Stu-
dierende, der oder die für die Jahre des Studi-
ums keiner oder nur einer eingeschränkten 
Erwerbstätigkeit nachgehen kann und die 
Studiengebühren bezahlt. Andererseits finan-
ziert der Staat einen Grossteil der Hochschul-
ausbildung. Es stellt sich die Frage, inwiefern 
sich eine Hochschulausbildung lohnt. Neben 
persönlicher Weiterentwicklung und Interes-
senbefriedigung gehören auch arbeitsmarkt-
liche Vorteile zu den Erträgen eines Studiums. 
Diese Erträge fallen nicht nur auf der Seite 
der Absolventen und Absolventinnen an, 
sondern auch der Staat profitiert von einer 
hohen Arbeitsmarktbeteiligung und hohen 
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Löhnen, da damit die Steuererträge steigen 
(vgl. dazu den Abschnitt zu der fiskalischen 
Bildungsrendite). 

Nicht nur sind tertiär ausgebildete Per-
sonen seltener erwerbslos, sie beteiligen sich 
auch deutlich häufiger am Arbeitsmarkt als 
Personen mit tieferem Ausbildungsstand. Die 
Erwerbsquote von Hochschulabsolventinnen 
und -absolventen ein Jahr nach ihrem Ab-
schluss liegt bei über 90% (Grafik 1). Sie ist 
aber deutlich von konjunkturellen Schwan-
kungen abhängig und folgt grundsätzlich der 
Entwicklung des Bruttoinlandproduktes ziem-
lich nah. Die Erwerbsquote der Absolventen 
und Absolventinnen einer universitären Aus-
bildung liegt ein Jahr nach Abschluss in fast 
allen Jahren leicht unter derjenigen der Fach-
hochschulabsolventen und -absolventinnen. 
Dies mag daran liegen, dass die universitären 
Hochschulen keine eigentlichen Berufsausbil-



dungen anbieten und dass Universitätsstudie-
rende normalerweise über deutlich weniger 
Berufserfahrung verfügen als Fachhochschul-
studierende, was den Einstieg in den Arbeits-
markt erschwert. Bei der leicht höheren Er-
werbslosenquote der Universitätsabgänger 
und -abgängerinnen handelt es sich aber um 
ein Einsteigproblem in den ersten Berufsjah-
ren, da im späteren Erwerbsleben in den Er-
werbslosenquoten kein Unterschied mehr 
festzustellen ist. Absolventinnen und Absol-
venten der höheren Berufsbildung weisen eine 
sehr tiefe Erwerbslosenquote und die höchste 
Erwerbsquote aller Gruppen aus. 

Absolventinnen und Absolventen einer 
Hochschulausbildung verdienen ein Jahr nach 
Abschluss im Mittel 50 000 bis 80 000 Fran-
ken pro Jahr. Dabei erzielen Absolventen der 
Wirtschaftswissenschaften (an Fachhochschu-

len oder Universitäten) und Absolventen der 
pädagogischen Hochschulen die höchsten, 
Absolventinnen des Fachbereichs Design die 
tiefsten Einkommen. Was die Löhne anbe-
langt, scheint der Arbeitsmarkt kaum zwi-
schen Fachhochschulen und universitären 
Hochschulen zu differenzieren, jedenfalls 
nicht in Fachbereichen, die an beiden Hoch-
schultypen angeboten werden (Wirtschafts-
wissenschaften, Naturwissenschaften, Archi-
tektur). Dies mag auf den ersten Blick erstau-
nen, haben doch Universitätsabsolventen und 
-absolventinnen im Regelfall beim Einstieg 
ins Berufsleben ein zwei bis drei Jahre längeres 
Studium absolviert. Ein erklärender Faktor für 
die relativ hohen Löhne nach dem Fachhoch-
schulstudium ist die Berufserfahrung, die 
Fachhochschulstudierende sowohl vor als oft 
auch während des Studiums sammeln (vgl. 
Bonassi und Wolter 2002). Dies gilt insbeson-
dere für die «traditionellen» Fachhochschul-
Fachbereiche Technik, Wirtschaft und Dienst-
leistungen.

Über die langfristigen Einkommensverläufe 
der Absolventinnen und Absolventen der ver-
schiedenen Hochschultypen ist wenig be-
kannt, da in den entsprechenden Statistiken 
(LSE) nicht nach Art der Hochschulbildung 
unterschieden wird.

Seit der ersten Messung der Übertritte 
in ein Fachhochschulstudium nach einer Be-
rufsmaturität sind die Übertrittsquoten für 
Männer um rund zehn Prozentpunkte (1998: 
72%, 2004: 63.5%) gesunken, während sich 
diese bei den Frauen auf sehr tiefem Niveau 
leicht steigerten (von rund 28% auf 31%). 
Unklar ist jedoch, wie sich diese Zahlen erklä-
ren lassen (Grafiken 2 und 3), und ebenso un-
klar ist es, ob es sich dabei um ein Effizienz-
problem handelt oder nicht.

Der Rückgang der Quote der Übertritte 
in die FH hängt bei Männern vor allem mit 
einem starken Absinken der Quote sofortiger 
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Übertritte zusammen, die nicht durch höhere 
Quoten späterer Übertritte kompensiert wer-
den. Dieser Rückgang muss aber vor dem 
Hintergrund zweier Faktoren analysiert wer-
den. Erstens ist auffällig, dass das Absinken 
nach 2003 eintritt, in einer Phase also, in der 
sich die Konjunktur deutlich zu erholen be-
gann. Dies wird viele Berufsmaturanden dazu 
gebracht haben, aufgrund der guten Arbeits-
marktlage vorerst einmal in die Arbeitswelt 
einzusteigen. Trifft diese Hypothese zu, müss-
ten ab 2009/10 wieder ansteigende Übertritts-
quoten zu beobachten sein. Zweitens ist im 
Gegensatz zu einem universitären Studium 
ein rascher Übertritt in das Fachhochschul-
studium auch nicht unbedingt die effizientes-
te Strategie. Untersuchungen haben gezeigt 
(Bonassi und Wolter 2002), dass Studierende, 
die in fortgeschrittenem Alter berufsbeglei-
tend an den Fachhochschulen studieren, 
durch die Kombination von Berufserfahrung 
und Studium deutlich höhere Einstiegslöhne 

generieren können als jüngere Vollzeitstudie-
rende. Tiefe Übertrittsquoten wären dann ein-
deutig als Effizienzproblem zu bezeichnen, 
wenn sich die Investitionen in die Berufsma-
turität (die öffentlichen wie die privaten) nur 
dann rechtfertigen liessen, wenn man tatsäch-
lich ein Fachhochschulstudium beginnt (und 
abschliesst). Bei der Berufsmaturität sind je-
doch (eher noch als bei der gymnasialen Ma-
turität) auch andere Zwecke denkbar, wie 
bspw. eine Vorbereitung auf eine höhere Be-
rufsbildung (wenngleich dort eine Berufsma-
turität nicht vorausgesetzt ist). Da Letzterer 
aber erst nach ein paar Jahren der Berufser-
fahrung geschehen kann, ist es statistisch ge-
sehen schwierig (ohne langfristige Verlaufs-
studien), für Berufsmaturandinnen und 
-maturanden die genauen Übertrittsquoten 
festzustellen. Somit wird auch klar, dass man 
die über einen beschränkten zeitlichen Raum 
gemessenen Übertrittsquoten schwer als Effi-
zienzmasse verwenden kann.
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sich weiterbilden (Grafik 4). Würden die 
Frauen sich nur dann weiterbilden, wenn ihre 
Kurse durch den Arbeitgeber finanziert wer-
den, so läge ihre Teilnahmequote an Weiter-
bildung deutlich tiefer als die der Männer. 

Weiterbildung ist primär ein Phänomen hoch 
entwickelter Wissensgesellschaften. Die rasch 
fortschreitende technologische Entwicklung, 
die Globalisierung der Wirtschaft und die In-
ternationalisierung der Arbeitsmärkte erfor-
dern eine stetige Weiterentwicklung und Er-
neuerung des Wissens. Kompetenzen müssen 
aber nicht nur neu erworben, sondern auch 
erhalten werden, zeigt sich doch, dass sich 
Humankapital, unabhängig vom Niveau der 
einmal erworbenen Bildung, über den Le-
benszyklus hinweg stark zurückbildet. Die 
Herausforderungen an den Erwerb und Er-
halt der Kompetenzen und deren Weiterbil-
dung stellen sich auf individueller, betriebli-
cher wie gesellschaftlicher Ebene. Insgesamt 
5,3 Mrd. Franken werden pro Jahr in der 
Schweiz für Weiterbildung ausgegeben (Mes-
ser und Wolter 2009). Die Arbeitgeber betei-
ligen sich bei den Erwerbstätigen mit rund 
50% an den Weiterbildungskosten; der Rest 
wird durch die Nachfragenden selbst getragen. 

Deutlich weniger stark beteiligen sich 
die Arbeitgeber an den Kosten, wenn Frauen 
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Die geschlechterbedingte Diskrepanz in der 
Beteiligung der Arbeitgeber lässt sich nur zu 
einem geringen Teil durch Unterschiede im 
Anstellungsverhältnis (rechte Seite Grafik 4), 
in der hierarchischen Position oder der Aus-
bildung erklären und weist deshalb auf eine 
Ungleichbehandlung von Frauen und Män-
nern auf diesem Gebiet hin. 

Neben dem Geschlechteraspekt sind 
auch die ungleichen Beteiligungsquoten an 
Weiterbildung zwischen Gruppen mit unter-
schiedlichem formalem Bildungsniveau ein 
Grund der Sorge für die Bildungspolitik (Gra-
fik 5). Die unterschiedlichen Partizipationsra-
ten führen derzeit dazu, dass das Weiterbil-
dungssystem die Bildungsunterschiede aus 
dem formalen Bildungssystem nicht etwa 
ausgleicht, sondern weiter verschärft. Im in-
ternationalen Vergleich fällt dabei auf, dass 
die grossen Unterschiede in der Schweiz 
kaum von Unterschieden zwischen Personen 
mit einem tertiären Bildungsabschluss und 
Personen mit einer Ausbildung auf der Se-
kundarstufe II herrühren, sondern praktisch 
vollständig auf die sehr tiefen Beteiligungsra-
ten jener Personen zurückzuführen sind, die 
über keinen nachobligatorischen Abschluss 
verfügen. 

Die Schweiz verfügt insgesamt über ein 
dynamisches und flexibles Weiterbildungs-
system mit durchschnittlich hohen Partizi-
pationsraten. Wie bei der höheren Berufs-
bildung begründet aber wohl die grosse Hete-
rogenität der möglichen Abschlüsse, der 
Anbieter und der Inhalte die fast vollkomme-
ne Abwesenheit von empirisch abgestützten 
und generalisierbaren Aussagen über Wirk-
samkeit und Effizienz von Weiterbildungs-
massnahmen. Ein solcher Mangel ist bei ei-
nem weitestgehend privat organisierten und 
finanzierten Teil des Bildungswesens viel-
leicht noch verständlich und vertretbar, wür-
de aber ein grösseres Problem darstellen, 
wenn der Staat, wie bildungspolitisch gefor-
dert, auch im Bereich der Weiterbildung regu-
lierend und finanzierend eine wichtigere Rol-
le spielen sollte.

Untersucht man den Anteil der Bevölkerung, 
der über eine Hochschulbildung (ISCED 5A) 
verfügt, schneidet die Schweiz im internatio-
nalen Vergleich schlecht ab. Gerade mal 18% 
der Schweizer Bevölkerung verfügen über ei-
nen akademischen Abschluss. Angelsächsische 
Länder weisen deutlich höhere Anteile von bis 
zu 30% aus (Grafik 6). Wird der Anteil tertiär 
gebildeter Menschen in den Ländern vergli-
chen, muss jedoch klar definiert werden, wel-
che Stufen einbezogen werden. Die Hoch-
schulbildung (ISCED 5A) mit den universitä-
ren Hochschulen und Fachhochschulen ist Teil 
der tertiären Bildung, welche aber auch die hö-
here Berufsbildung (ISCED 5B) umfasst.
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Die Tertiärstufe bietet in der Schweiz eine 
breite Palette von inhaltlichen, aber auch ins-
titutionellen Studienalternativen. Für die Ab-
solventinnen und Absolventen der beruflich 
orientierten Ausbildungen auf der Sekundar-
stufe II führen die Fachhochschulen und die 
höhere Berufsbildung direkte Anschlussmög-
lichkeiten, und Berufsmaturandinnen und 
Berufsmaturanden können nach der soge-
nannten «Passerelle Dubs» auch das Studium 
an einer Universität aufnehmen. Diese Mög-
lichkeit der Fortsetzung der Bildungslaufbahn 
für Personen aus der beruflichen Bildung ins-
besondere in die höhere Berufsbildung er-
klärt, weshalb die Schweiz trotz einer im in-
ternationalen Vergleich relativ tiefen «Akade-
mikerquote» im Mittelfeld rangiert, wenn 
auch die Abschlüsse auf der Stufe ISCED 5B 
gezählt werden (Grafik 6). Letzteres ist auch 
deshalb die richtige Zählart für einen interna-
tionalen Vergleich, weil die Definitionen der 
tertiären Bildung und ihrer Institutionen nati-
onal geprägt sind, was dazu führt, dass gewis-
se Länder bspw. auch universitäre Abschlüsse 
nach zwei Jahren in ihre Akademikerquote 
einrechnen: In der Schweiz finden zahlreiche 
Berufsausbildungen auf der Sekundarstufe II 
statt, die in anderen Ländern auf Hochschule-
bene angesiedelt sind. Auch ist nicht klar, wie 
lange sich die Personen, die gemäss Selbstde-
klaration über einen Hochschulabschluss ver-
fügen, ausgebildet haben: Zweijährige Pro-
gramme können ebenso angegeben werden 
wie fünfjährige oder längere. 

Zwar sind in der Schweiz im Vergleich 
zur Hochschulbildung Abschlüsse der höhe-
ren Berufsbildung weit verbreitet; gut 10% der 
Bevölkerung verfügen über einen solchen Ab-
schluss. In der jungen Generation sind diese 
Abschlüsse jedoch seltener, mit der Schaffung 
der Fachhochschulen hat sich ein Trend hin 
zu akademischeren Titeln ergeben. Die Quote 
der hochschulgebildeten Personen in der Ge-
neration der 25- bis 34-Jährigen liegt rund 8 
Prozentpunkte höher als in der Gesamtbevöl-
kerung. Dies widerspiegelt einen internatio-
nalen Trend, der jedoch nicht in allen Län-

dern gleich stark ist. In Frankreich ist eine 
starke Tertiarisierung zu beobachten, in Ös-
terreich und Deutschland hingegen nicht 
(Grafik 7).

Die naheliegendste Form von sozialen Erträ-
gen sind die fiskalischen Abgaben, welche 
Personen auf ihrem durch Bildung erzielten 
Einkommen abliefern müssen. Daraus lässt 
sich auch die fiskalische Bildungsrendite be-
rechnen, die in ihrer simplen Form die Auf-
wendungen des Staates mit den Steuererträ-
gen verrechnet, welche die Bildungsinvestiti-
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Eigentlich dürften der fiskalischen Rendite 
nur jene Erträge zugerechnet werden, die kau-
sal durch die Bildung verursacht werden: Wä-
ren die Löhne der gebildeten Personen auf-
grund ihrer natürlichen Fähigkeiten auch 
dann hoch, wenn sie sich nicht bilden wür-
den, dann würden nicht nur die privaten Bil-
dungsrenditen überschätzt, sondern auch die 
fiskalischen. 

Weiter dürften der fiskalischen Rendite 
streng genommen nur jene Erträge zugerech-
net werden, die anfallen, wenn sich der Staat 
an der Finanzierung der Bildung beteiligt. 
Mit anderen Worten: Es müsste bekannt sein, 
welche Individuen bei einem Wegfall der 
staatlichen Subventionierung der Bildung auf 
sie verzichten würden. Würden die Individu-
en selbst bei vollständiger privater Kosten-
pflicht nicht auf Bildung verzichten, weil 
bspw. die privaten Renditen immer noch so 
hoch sind, dass sich eine Bildung auch zu 
Vollkosten lohnt, dann hatte der Staat bei ei-
ner eigenen Investition streng genommen 
keinen Ertrag generiert. Die Bedeutung dieser 
Überlegung zeigt sich in der hohen fiskali-
schen Rendite (statisch betrachtet), die der 
Staat heute auf Investitionen in die höhere 
Berufsbildung erzielen kann (Grafik 8). Diese 

onen über höhere Löhne bei den gebildeten 
Personen generiert haben. Rein statisch be-
trachtet sind drei Faktoren für die Höhe der 
fiskalischen Renditen auf Bildungsausgaben 
entscheidend: erstens die durch den Staat ge-
tragenen Ausgaben für das Bildungswesen, 
zweitens die relative Lohnsteigerung, welche 
durch die Bildung verursacht wird, und drit-
tens die Steuerprogression. So berechnet, er-
geben sich in der Schweiz (für Männer) fis-
kalische Renditen im Bereich von 4% (uni-
ver sitäre Ausbildung) bis 14% (höhere 
Berufsbildung) (Grafik 8). Für Frauen liegen 
die fiskalischen Renditen tiefer, weil die Steu-
ererträge aufgrund der verbreiteten Teilzeitar-
beit, der Nichterwerbstätigkeit und der gene-
rell tieferen Löhne bei Frauen viel niedriger 
ausfallen.

Aus der statischen Betrachtung wird er-
sichtlich, dass der Staat seine fiskalischen 
Renditen dadurch maximieren könnte, dass 
er die eigenen Ausgaben für Bildung reduziert 
und gleichzeitig die Steuerprogression anhebt 
(vgl. Weber 2003). Denkt man sich diese 
Möglichkeit zu Ende, werden auch gleich die 
Begrenztheit der statischen Betrachtungswei-
se und die Schwierigkeit bei der Berechnung 
der «wahren» fiskalischen Rendite deutlich. 
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Erträge kommen deshalb zustande, weil der 
Staat sich auf der einen Seite an den Ausbil-
dungskosten weniger stark beteiligt als bei 
anderen tertiären Ausbildungen und auf der 
anderen Seite die höhere Berufsbildung rela-
tiv grosse Lohnfortschritte erzeugt (nähere 
Hinweise zur privaten Bildungsrendite im 
Bildungsbericht 2010). Letztere sind so hoch, 
dass anzunehmen ist, dass die wenigsten Bil-
dungswilligen sich diese privaten Erträge ent-
gehen lassen, nur weil sie an ihre Ausbildung 
mehr bezahlen müssen als Fachhochschul-
studierende oder Studierende an den univer-
sitären Hochschulen. 


